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- Gesetzgeberische Ausgestaltung des in BVerfGE 90, 286 

eingeräumten Spielraums bzgl. des Zustimmungsverfahrens 

- Regelung von Form und Ausmaß der Beteiligung des 

Bundestags beim Einsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte 

im Ausland vorbehaltlich des Art. 115a GG (Verteidigungsfall) 

- Grundsatz: Zustimmung im Plenum erforderlich (§ 1 Abs. 2) 

- Ausnahme: vereinfachtes Zustimmungsverfahren gem. § 4 

bei „Einsätzen von geringer Intensität und Tragweite“ und bei 

Verlängerung von Einsätzen ohne inhaltliche Änderung (§ 7) 

- nachträgliche Zustimmung bei „Gefahr im Verzuge“ (§ 5) 

- auf Antrag der Regierung, kein Initiativrecht des Parlaments 

- Unterrichtungspflicht der Regierung ggü. dem Bundestag 

- jederzeitiges Rückholrecht des Parlaments (§ 8) 

 


